
FESTSETZUNGEN�DURCH�PLANZEICHEN

FESTSETZUNGEN�DURCH�TEXT

Art�der�baulichen�Nutzung

Maß�der�baulichen�Nutzung

Bauweise,�Baugrenzen

Verkehrsflächen

Grünflächen

Planungen,�Nutzungsregelungen�und�Maßnahmen�zum
Schutz,zur�Pflege�und�zur�Entwicklung�von�Natur�und
Landschaft

Sonstige�Planzeichen

1.�Festsetzungen�nach�BauGB

Allgemeines�Wohngebiet

Reines�Wohngebiet

1.1�Stellplätze,�Garagen�und�Nebenanlagen

1.2�Heizung

1.3�Schallschutz

nach�§�4�BauNVO

nach�§�3�BauNVO

Höchstzulässige�Zahl�der�Wohnungen�in�Wohngebäuden

Grundflächenzahl

Geschoßflächenzahl

Zahl�der�Vollgeschosse�als�Höchstgrenze.

Zahl�der�Vollgeschosse�als�Höchstgrenze
Das�zweite�Vollgeschoß�ist�nur�als�Untergeschoß�zulässig.

Traufhöhe�bergseitig�gemessen�an�der�gewachsenen
Geländeoberfläche.

Traufhöhe�talseitig�gemessen�an�der�gewachsenen
Geländeoberfläche.

offene�Bauweise

nur�Einzelhäuser�zulässig

Baugrenzen

Straßenbegrenzungslinie

Wohnweg�als�Mischfläche�ohne�Gehsteige

private�Grünfläche

zu�erhaltende�Bäume

zu�erhaltende�Büsche�und�Sträucher

zu�pflanzende�Bäume

Umgrenzung�von�Flächen�für�Garagen,�Stellplätze�und�Nebenanlagen

Aufschüttungen�und/oder Abgrabungen�auf�Privatgrundstücken�zur
Herstellung�der�Straße

Grenze�des�räumlichen�Geltungsbereiches�der
Bebauungsplanänderung

Abgrenzung�unterschiedlicher�Nutzungen

Firstrichtung�bei�Einzelhäusern�(Richtung�des�Hauptfirstes)

Dachform:�Satteldach

Dachneigung�in Altgrad�als�untere�und�obere�Grenze.�Doppelhäuser
sind�in�ihrer�Dachneigung�einander�anzugleichen.

Dachneigung�als�Höchstgrenze

Nebenanlagen�gemäß�§�14�BauNVO,�die�Gebäude�im�Sinne�der�Bayerischen
Bauordnung�sind,�Garagen�und�Stellplätze�dürfen�nur�innerhalb�der�Baugrenzen�und
der�Flächen�für�Stellplätze,�Garagen�und�Nebenanlagen�errichtet�werden.

Bei�Verfeuerung�von�fester,�flüssiger�oder�gasförmiger�Stoffe�dürfen�pro�gewonnener
Kilowattstunde�Wärmeenergie�nicht�mehr�als�150�mg�NOx,�90�mg�CO�und�100�mg
SO entstehen.

Die�Richtlinien�für�bauliche Anlagen�zum�Schutz�gegen Außenlärm�(Ergänzende
Bestimmungen�zur�DIN�4109)�sind�einzuhalten.
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2.Festsetzungen�nach�BayBO

Nachrichtliche�Übernahmen

Hinweise

2.1�Einfriedungen

2.2�Dachaufbauten�und�Gauben

2.3�Garagen

2.4�Vorgärten

Einfriedungen�dürfen�entlang�der�öffentlichen�Verkehrsflächen�nicht�höher�als�1,0�m
und�an�den�sonstigen�Grenzen�nicht�höher�als�1,3�m�sein.Sie�sind�ohne�Sockel�als
Holz-oder�Drahtzaun�auszuführen.

Dachaufbauten�und�Gauben�sind�nicht�zugelassen.

Garagen�dürfen�nicht�länger�als�8,00�m�sein.�Garagendächer�sind�nur�als
Flachdächer�oder�als�Satteldächer�in�gleicher�Firstrichtung�und�Dachneigung�wie�das
Dach�des�Wohnhauses�zulässig. Aneinandergebaute�Grenzgaragen�sind�in�vorderer
Flucht�und�Dachneigung�einander�anzugleichen.

Vorgärten�sind�gärtnerisch�anzulegen�und�zu�unterhalten.�Eine�Befestigung�von
Teilen�der�Vorgartenfläche�ist�nur�in�dem�Maße�zulässig,�als�Wege�zu�baulichen
Anlagen�und�rückwärtigen�Grundstücksteilen,�sowie�zu�Mülltonnenstandplätzen
geschaffen�werden�müssen.
Mindestens�2/3�der�Vorgartenfläche�müssen�als�gärtnerisch�angelegte�Fläche
erhalten�bleiben.

Biotop,�das�unter�faunistischen�Gesichtspunkten�auf Insekten-
vorkommen�untersucht�und�als�solches�festgestellt�wurde.

bestehende�Grundstücksgrenze

Flurstücksnummer

bestehende�Wohngebäude

Baumbestand

Strauch�und�Buschbestand

Schlafräume�sollten�zur�lärmabgewandten�Seite,�nach�Nordosten�hin�angeordnet
werden,�da�bei�bestimmten�Witterungslagen�Schallpegelüberschreitungen�infolge�der
geplanten�Entlastungsstraße�Obernau�auftreten�können.

Da�der�hydrostatische�Druck�in�der�öffentlichen�Wasserversorgungsanlage�nur
zwischen�2�und�4�bar�liegt,�sind�bei�den�Bauvorhaben�in�der�Regel�private
Druckerhöhungsanlagen�erforderlich,�die�auf�Kosten�der�privaten�Betreiber�zu
erstellen�und�zu�unterhalten�sind.

Bei�Erdarbeiten�sind�archäologische�Funde�zu�gewärtigen.�Sie�sind�gemäß Art.�8
Denkmalschutzgesetz�unverzüglich�dem�städtischen�Museum�zu�melden.
Der�Fundort�ist�unverändert�zu�belassen�(Art.8 Abs.2�BayDSchG)

Es�gilt�die�Baunutzungsverordnung�in�der�Fassung�der�Bekanntmachung�vom
23.01.1990�(BGBl.�I��S.�132)�zuletzt�geändert�durch�Gesetz�vom�22.04.1993�(BGBl.�I
S.�466).

Biotope�nach�der�Biotopkartierung�Bayern/Stadt�mit�Bezeichnung

Grenze�des�räumlichen�Geltungsbereiches�des�Bebauungsplanes
"Brombeergraben"

Biotop 171

Biotop 171I

�
Norden

STADT ASCHAFFENBURG

Bebauungsplan für das Gebiet "Brombeergraben" zwischen westlicher und
nördlicher Geltungsbereichsgrenze, Weg zum Kreuz und Brombeergraben

Änderung im Bereich der Grundstücke
Fl. Nrn. 10197/1 und 10200/11 bis 10200/15

Stadtplanungsamt Sachgebiet 611 Stadtentwicklungsreferat

................................... ...................................
Kleinerüschkamp Keßler

Sachbearbeiter Datum Geändert Maßstab B-Plan

Sommer/Baumann/Lingk 02.04.2004 1 : 500 25/9

10197/1

Grenze�des�Landschaftsschutzgebiets�“Spessart”

Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde am 26.11.2004 gem. § 10 Abs. 3
BauGB ortsüblich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen
Dienststunden im Rathaus der Stadt Aschaffenburg, Dalbergstr. 15,
Stadtplanungsamt, zu jedermanns Einsicht bereit gehalten und über dessen Inhalt
auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf
die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2, Abs. 4 BauGB sowie auf § 215 Abs.
1 BauGB ist hingewiesen worden.

Aschaffenburg, 26.11.2004
STADT ASCHAFFENBURG

gez. Klaus Herzog
...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Biotop AB171I

71I

Aufgrund § 2 Abs. 1 Satz 1 und 4, § 9 und § 10 des Baugesetzbuches - BauGB - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, berichtigt 1998, S.
137) in der derzeit geltenden Fassung, Art. 91 Abs. 3 der Bayerische Bauordnung –
BayBO – in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.1997 (GVBl. S. 433, BayRS
2132-1-I) in der derzeit geltenden Fassung und Art. 23 der Gemeindeordnung für den
Freistaat Bayern - GO - in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S.
796, BayRS 2020-1-1-I) in der derzeit geltenden Fassung hat der Stadtrat der Stadt
Aschaffenburg diesen Bebauungsplan, bestehend aus Planzeichnung und den
nebenstehenden textlichen Festsetzungen, als Satzung beschlossen.

Aschaffenburg, 18.11.2004
STADT ASCHAFFENBURG

gez. Klaus Herzog
...............................................
Klaus Herzog
Oberbürgermeister

Der Stadtrat hat in der Sitzung am 03.05.2004 die Änderung des Bebauungsplanes im
vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB beschlossen. Der Änderungsbeschluss
wurde am 18.06.2004 ortsüblich bekannt gemacht.

Die von der Planung berührten Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom
14.06.2004 auf Grundlage des Entwurfes der Bebauungsplanänderung vom 02.04.2004
gem. § 4 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13 Nr. 3 BauGB am Verfahren beteiligt. Sie erhielten
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats, d. h. bis zum 30.07.2004.

Der Bebauungsplan-Änderungsentwurf vom 02.04.2004 wurde mit Begründungsentwurf
gleichen Datums in der Zeit vom 28.06.2004 bis einschließlich 30.07.2004 gem. § 3 Abs.
2 BauGB öffentlich ausgelegt. In der Bekanntmachung vom 18.06.2004 wurde
angegeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht durchgeführt werden soll.

Der Stadtrat der Stadt Aschaffenburg hat in der Sitzung am 08.11.2004 die Änderung
des Bebauungsplanes vom 02.04.2004 gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung
beschlossen und die Begründung hierzu gleichen Datums gebilligt.

Aschaffenburg, 18.11.2004
STADT ASCHAFFENBURG

gez. Klaus Herzog
...............................................
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